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Urteil—

.n dem Rechtsstreit
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Verkündet am
460 tho 4968 ' Kläger und Revisionsbeklagter,

Reg0b8ekretär
?Schriftführer g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

. ‚_ ‘
Belgelad€ne:

ooooooobooo OOOOOO ooooooooooooooooooooo o

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 460 Oktober 4968 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter Schroeder — Printzenv

Bundessozialrichter Dr° S c h u p p und

Bundessozialrichter Dr° Zeöllalcefn k o p f

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 20° Januar

4965 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Die Beigeladene Stefanie K" (Ko), 4922 geboren‚ war
freiwilliges Mitglied der beklagten Allgemeinen Orts-

krankenkasse (AOK)° Sie befand sich vom 400 März 4960

bis 47° November 4964 wegen endogener Depression in

der Heil— und Pflegeanstalt Kaufbeuren° Ihr Pfleger

schrieb am 270 Dezember 4960 an die AOK uea„:

"4„) Frl„ Sto Ka ist mangels jeglicher Mittel

' nicht im Stande‚ die freiwillige Versiche—'
rung aufrecht zu erhalten; sie ist außer—

stande‚ die zurückliegenden Beiträge zu „;1?°
zahlen° ' ' „;

2„) Laut Ihrem oben erstangeführten Schreiben

.
(gemeint ist das Schreiben der AOK vom

' ‘■5o Juli 4960) besteht für Frl„ StoKo

während des Aufenthaltes in Kaufbeuren
Beitragsfreiheit

oooo Die Genannte be—

findet sich seit dem 400 März 4960 un—
unterbrochen in der Heil— und Pflegean—

stalt Kaufbeureno

3°) Sollte sie nach Rückkehr von Kaufbeuren

wenigstens teilweise arbeitseinsatzfähig

sein, wird Sorge getragen werden, daß der

Arbeitgeber
„0„ sofort die Anmeldung zur

Pflichtversicherung der Genannten durchführta"

Die Versicherungsbeiträge wurden von dem klagenden

Sozialhilfeträger bis 340 Januar 4964 bezahlt° Am

260 Januar 4964 erklärte das Landratsamt Landsberg/Lech

als Bezirksfürsorgeverband der AOK, daß es die Beitrags—

zahlung ab 40 Februar 4964 einstelle° Davon unterrichtete

die AOK den Pfleger der Beigeladenen Ko durch Schreiben

_ -„
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vom 270 Januar 4964" Dieses enthielt außerdem noch den

Hinweis, daß sie — die AOK — die Beigeladene K° ab

4° Februar 4964 als Mitglied abgemeldet habeo

Durch Schreiben Vom 25° März 4960 lehnte die AOK die
Zahlung der Anstaltekostén gegenüber dem Sozialhilfe-

träger ab° Dieser übernahm sie daraufhin und erhob bei

der AOK einen Ersatzanspruch nach 5 4534 der Reichsver—
“sicherungsordnung (RVG)° Diesen Anspruch erfüllte die

AOKnur bis einschließlich 54° Januar 4964„ Die Auffor—
derung des Sozialhilfeträgers, über diesen Zéitpunkt

hinaus Ersatz zu leisten‚ lehnte die AOK ab° Daraufhin

erhob der Sozialhilfeträger Klage mit dem Antrag festzu—

stellen, daß der Beigeladene Ko gegen die AOK über den

34° Januar 4964 hinaus bis 26 Wochen nach dem 8° April
4964 ein Anspruch auf Krankenpflege zustehe°

Die AOK beantragte, die Klage abzuweisen„ Durch Urteil

vom 54° Januar 4965 gab das Sozialgericht (SG) München

dem Klageantrag statt° Gegen dieses Urteil legte die AOK

Berufung ein mit dem Antrag,

das Urteil des SG aufzuheben und die Klage

abzuweisenß

Der Sozialhilfeträger beantragte in der mündlichen Ver—

handlung zur Niedersehrift über die öffentliche mündliche.

Verhandlung des 40 Senats des Bayerischen Landessozial—
gerichts (LSG) vom 200 Januar 4965 unter Abänderung seines
bisherigen Begehrens,

die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe

zurückzuweisen, daß ihm die Beklagte die
Aufwendungen an Krankenpflege für die Beigeladene

K° nach 5 4554 RVO bis 26 Wochen nach dem
8° April 4964 zu ersetzen haben

Durch Urteil vom 20„ Januar 4965 entsprach das LSG diesem

Antrag°
_ _ - '

_ 4 _
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Zur Begründung führte es aus, die Berufung sei zulässig,

weil sie bei der Einlegung einen Anspruch auf fortwährende

Krankenpflege für mehr als 45 Wochen betroffen habe„ Der

Antrag des Klägers stelle eine Klagänderung dar, weil an—

stelle einer Feststellung eine Leistung begehrt werde„

Die AOK und die Beigeladene Ko hätten in diese eingewilligto

Infolge der Klagänderung liege nunmehr eine Ersatzstreitigw

keit voro Ob der Beschwerdewert 500 DM übersteige, könne

dahingestellt bleiben„ Selbst wenn dies nicht der Fall sei,

wäre die ursprünglich statthafte Berufung nicht unzulässig

geworden, weil die Veränderung des Streitgegenstandes nicht

vom Rechtsmittelkläger, sondern von seinem Gegner herbei—

geführt worden sei„ Die Berufung sei jedoch nicht begründet„

Die Beigeladene Ko habe nicht durch das Schreiben ihres

P■egers vom 270 Dezember 4960 gegenüber der AOK erklärt,

sie trete aus der Versicherung auso Daß der Pfleger der

Beigeladenen Ko eine solche Erklärung auch nicht habe abge—

ben wollen, ergebe sich aus dem Hinweis auf das Schreiben

der AOK vom 450 Juli 4960, wonach sein Pflegling ja beitrage—

frei bleibe, solange er sich in der Heil— und Pflegeanstalt

aufhalte° Auch könne aus dem Schweigen des Pflegers der

Beigeladenen K° auf das Schreiben der AOK vom 270 Januar
4964 nicht gefolgert werden, daß dieser mit einer Abmeldung

.einverstanden sein In dieser "Abmeldung" könne deshalb recht»

lich nicht mehr als eine Anregung erblickt werden, den Aus»

tritt zu erklären„ Sei aber ein Austritt nicht erklärt,

' dann ende die Mitgliedschaft der Beigeladenen Ko gemäß“
5 544 EVO ioV„mo der Sat2ung der Beklagten erst mit Ablauf
des 80 April 49640 Bis zu diesem Tage habe die Beigeladene
K° aufgrund ihrer Mitgliedschaft Anspruch auf Kranken—

pflege° Über diesen Zeitpunkt hinaus habe ihr auf Grund

des @ 485 RVO aF i„Vomo dem Erlaß des Reichsarbeitsministers

(RAM) vom 2„ November 4945 (AN 485) für die Zeit ab
4° August 4964 auf Grund des % 485 Abso 4 Satz 2 BVD nF

für weitere 26 Wochen ein Anspruch auf Krankenpflege

....5...
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zugestanden, weil sie Anspruch auf Krankenpflege gehabt

und diese auch tatsächlich bezogen habe, als sie am 8„

April 4964 aus der Versicherung ausgeschieden sei°

Die gegen dieses Urteil zugelassene Revisi0n hat die,

Beklagte mit demAntrag eingelegt, '

das Urteil des Bayerischen LSG vom
20° Januar 4965 und des SG München

vom 34° Januar 4965 aufzuheben und

die Klage abzuweisen„

Zur Begründung macht sie geltend, aus den Ausführungen

des Pflegers in seinem Schreiben vom 270 Dezember 4960

ergebe sich, daß die freiwillige Versicherung als erle—

digt angesehen worden sei, Daran ändere auch nichts die

Tatsache, daß der Sozialhilfeträger die Zahlung der rück—

ständigen Beiträge bis 540 Januar 4964 übernommen habe,
Dies sei lediglich darauf zurückzuführen, daß er die

Befriedigung seines Ersatzanspruchs nach 5 4534 EVO habe

‚sichern wollen, Vom Sozialhilfeträger sei bisher nicht
bestritten gewesen, daß die freiwillige Versicherung nur

bis zum 540 Januar 4964 bestanden habe° Es könne auch
nicht angen0mmen werden, der Sozialhilfeträger als öffent—

liche Institution habe es darauf ankommen lassen wollen,

daß die Mitgliedschaft nach 5 544 EVO erlösche und die
rückständigen Beiträge im Verwaltungszwangsverfahren ein—

gezogen würdeno Gebe ein freiwillig Versicherter während
des Bezuges von Krankenpflege die Mitgliedschaft auf, so
bringe er damit zum Ausdruck, daß er seine Bindungen zur
Krankenkasse als beendet ansehe° Er könne aus diesem

Grunde auch keine Leistungen mehr erhaltene

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das Urteil des LSG für zutreffendoi
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Bei einer zugelassenen Revision hat das Revisionsgericht

von Amts wegen zu prüfen, ob die Berufung zulässig war
(BSG 2, 225, 226 ff)o Das war der Fall, Der Kläger hatte

vor dem SG beantragt festzustellen, daß die Beigeladene K°

von der beklagten AOK Krankenpflege bis 26 Wochen nach dem

80 April 4964 verlangen kann„ Diesem Antrag, zu dem der

Kläger nach 5 4558 RVO berechtigt war, hat das SG ent—

sprocheno Die Berufung der Beklagten betraf sonach bei der

Einlegung einen Anspruch auf fortwährende Krankenpflege

in einer Heilanstalt für mehr als 45 Wochen° Sie war daher

nach 5 444 Abs„ 4 Nr° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

nicht ausgeschlossenu

Zutreffend hat das LSG die Zulässigkeit der Berufung nicht

dadurch in Frage gestellt gesehen, daß der Sozialhilfeträger

von dem zugunsten der Beigeladenen Ko eingeleiteten Fest—

stellungsstreit nach 5 4558 EVO zur Klage auf Ersatz nach

% 4554 RVG übergegangen isto Diese Klageänderung konnte

der Kläger auch als Berufungsbeklagter durchführen, und zwar

mit dem Mittel der Anschlußberufung (vglo RGZ 86, 259 f;

Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts, 8°

Aufl„ S, 672)() Will der Berufungsbeklagte über die Vertei—

digung gegen die Berufung hinausgehen und neue Klageanträge

stellen, so kann dies lediglich im Wege der Anschlußberufung

erfolgen; denn der Berufungsbeklagte kann sich grundsätzlich

nur gegen die Berufung wehreno Will er jedoch einerseits

Anträge zu seinem Vorteil stellen, über die das erstin—

_stanzliche Gericht noch nicht entschieden hatte, so steht

ihm zu diesem Zweck allein das Mittel der Anschlußberufung

zur Verfügung (BGH vo 45° Oktober—4954, VI ZR 49/54, ZZP 68,

54)„ Die Anschlußberufung setzt auch keine Beschwer voraus
(BSG V, 250 Februar 4966, SozR Nro 9 zu % 524 ZPO)()

Zwar hat der Sozialhilfeträger als Berufungsbeklagter seine

Anschlußberufung nicht ausdrücklich erklärt„ Das brauchte
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er auch nicht; denn
es reicht jede Erklärung aus, die sich

ihrem Sinn nach als ein Begehren auf Abänderung des Urteils

der ersten Instanz darstellt (RGZ 405, 468, 470; EG in HRB

4952 Nr° 4790; BGH in NJW 4954, 266 und in JZ 4955, 248)°

Diese Erklärung kann insbesondere in einer Erweiterung oder‚

Umwandlung des Klaganspruchs gefunden werden (RG in JW

4942, 204 Nro 26; RGZ 86, 255, 240)° Daher enthält die Ände—

rung des Klagebegehrens zug?eich die Einlegung der Anschluß—

berufung° Die Anschließung des Berufungsbeklagten an die

Berufung — unselbständige Anschlußberufung — konnte wirksam

auch im Laufe der mündlichen Verhandlung durch Erklärung

zur Niederschrift des Gerichts erfolgen (BSG vom 45„ März

4968 —in SozR Nr° 4 zu 5 522 a ZPO —, nachdem der 4° Senat,
der 9„ Senat und der 2° Senat an der entgegenstehenden Recht—

sprechung nicht mehr festgehalten haben; vglo BSG 2, 229;

SozR Nr° 5 zu 5 522 a ZPO; Urteil vom 540 Januar 4967,

2 RU 82/65)°

Mit Recht konnte das LSG dahingestellt sein lassen, ob der

Beschwerdewert der Ersatzstreitigkeit 500 DM überstieg;

denn selbst wenn das nicht der Fall gewesen sein sollte,

wäre die ursprünglich statthafte Berufung durch die

spätere Klagänderung auf Grund des 5 449 SGG nicht unzu—
lässig geworden, weil die Veränderung des Streitgegen—

standes nicht vom Rechtsmittelkläger, sondern von seinem

Gegner herbeigeführt wurde° Nach der ständigen Rechtspre—

chung des Bundessozialgerichts, die mit der Rechtsprechung

der Zivilgerichte übereinstimmt (vgl° SozR Nr° 9 zu
5 446 SGGmit weiteren Nachweisen), richtet sich die
Zulässigkeit eines Rechtsmittels regelmäßig nach dem
Zeitpunkt seiner Einlegungo Spätere Verminderungen der

Beschwer sind nur dann von Bedeutung, wenn sie auf einer

willkürlichen Beschränkung des Rechtsmittels beruhenog
Das war hier jedoch, wie bereits ausgeführt, nicht der

Falle
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Der klagende Sozialhilfeträger hat nach 5 4554 RVO einen

Anspruch gegen die beklagte AOK auf Erstattung der Auf—

wendungen an Krankenpflege für die Beigeladene Ko bis

26 Wochen nach dem 80 April 4964„ Das LSG hat zutreffend

entschieden, daß die Beigeladene Ko nicht aus der Kranken—

kasse ausgetreten istc Die Mitgliedschaft Versicherungs—

berechtigter kann zwar auch dadurch beendet werden, daß

der Versicherungsberechtigte seinen Austritt erklärta ]

Diese Möglichkeit folgt aus der Dispositionsbefugnis des

freiwillig versicherten Mitgliedso Eine solche Erklärung

hat die Beigeladene Ko jedoch nicht abgegebene Sie kann
_

insbesondere nicht in dem Schreiben ihres Pflegers an die

AOK vom 270 Dezember 4960 gesehen werden9 Zwar hat der
\Pfleger auf den Umstand hingewiesen‚ daß sein Pflegling

nicht imstande sei‚ die freiwillige Mitgliedschaft aufrecht—

zuerhalten und die zurückliegenden Beiträge zu bezahlen°

Daraus kann aber nicht gefolgert werden, daß ein Austritt

aus der Krankenversicherung erklärt werden sollte„ Das

Schreiben enthält nur die Erklärung der Tatsache? daß

Beiträge nicht gezahlt werden könnten und daß die sich daraus
ergebenden Folgen in Kauf genommen würdeno '

Daß auch die AOK das Schreiben vom 270 Dezember 4960 nur

in diesem Sinne verstanden und die Mitgliedschaft der

Beigeladenen Ko als nicht beendet erachtet hat„ zeigt

sich darin‚ daß sie auch weiterhin Versicherungsbeiträge

für diese bis zum 540 Januar 4964 entgegennahm (Vglo BSG

vom 290 Oktober 4958 in SozR Nr° 4 zu S 544 RVO)„ Anderen—
falls hätte sie diese Beiträge zurückweisen müssen‚ da —
mangels entsprechender gesetzlicher Kündigungsfrist — die

Kündigung sofort wirksam gew0rden wären

Aus dem erwähnten Schreiben des Pflegers vom 270 Dezember
4960 kann auch nicht gefolgert werden‚ er sei mit der

”Abmeldung" seines Pfleglings durch die Kasse — wie in

deren Schreiben vom 27° Januar 4964 erklärt — einver—

standen gewesen° Zu der damaligen Zeit konnte der Pfleger
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von dieser “Abmeldung” noch gar keine Kenntnis habeno

Die AOK war auch nicht befugt, die Beigeladene K„ von-

sich aus abzumelden, d„h° ihren Austritt zu erklären„

Diese "Abmeldung" kann — wie sie das LSG gedeutet hat — nur
als Anregung gewertet werden, den Austritt zu erklären°

Diese Austrittserklärung bedurfte aber einer ausdrücklichen

Willenserklärung des Pflegers der Beigeladenen K° und

kann nicht in seinem Schweigen auf die Mitteilung der Kasse

vom 27° Januar 4964 gefunden werden, man habe die Beige—

ladene K° "abgemeldet"°

Eine Austrittserklärung kann auch nicht in der Mitteilung

des Sozialhilfeträgers gesehen werden, er stelle die

Beitragszahlung ein° Zu einer solchen Erklärung war nur

der Pfleger der Beigeladenen K„ berechtigto— Nach alle—

dem ist die Beigeladene K° nicht aus der AOK ausgetreten°

Die Mitgliedschaft konnte mithin nur nach 5 544 RVO i„V„mo

der Satzung der beklagten AOK erlöschen (dreimalige Nicht—

Zahlung der Beiträge)[) Das setzt voraus, daß die Beigeladene

K° beiträgspflichtig war° Hierbei kann offenbleiben, ob

die Beigeladene Ko vom Beginn ihres Aufenthalts in der Heil-

und Pflegeanstalt (400 März 4960) bis zu ihrer Aussteuerung
mit dem "Anspruch” auf Krankenhauspflege (80 September 4960)

als freiwillig Versicherte an der Vergünstigung der Bei—

tragsfreiheit teilhatte (% 585 Abs° « RVO i_.‚v„m° Abschno 1
Nr° 6 Buchst° c des Verbesserungserlasses des RAM vom 20

November 4945; AN 485)„ Jedenfalls hatte die Beitragspflicht'

nach ihrer Aussteuerung — doho vom 90 September 4960 an —
wieder eingesetzt, und war bis zum 54„ Januar 4964 auch
erfüllt worden„ Da seitdem dreimal nacheinander am Zahlt&g

die Beiträge nicht entrichtet worden und seit dem ersten

dieser Tage mehr als vier Wochen vergangen waren, trat die

Wirkung des @ 544.RVO i„V°mo der Satzung der AOK ein, d„h°

die Mitgliedschaft erlosch am 8° April 4964° Bis zu diesem

_ 10 _
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Zeitpunkt hatte die Beigeladene K„ auch als ausgesteuertes

Kassenmitglied noch Anspruch auf Krankenpflege (Abschn° I

Ziff„ 4 des Verbesserungserlasses)‚ wegen ihres gleichzei—

tigen Heilanstaltsaufenthalts jedoch nur in Gestalt des

Abgeltungsbetrages von täglich 4 DM nach Abschn° III des

Verbesserungserlasses° Die Hälfte dieses Betrages hat die

AOK dem Sozialhilfeträger nach dem Halbierungserlaß vom

So September 4942 (AN 490) zu erstatten (vglo BSG 99 442„

425 f)°

Entsprechendes gilt für die Zeit ab 9„ April 4964 bis zum
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des

Gesetzes zur Verbesserung wirtschaftlicher Sicherung der

Arbeiter im Kranheitsfalle vom 420 Juli 4964 (BGBl 945),
während der die Beigeladene Ko einen nachgehenden Kranken—

pflegeanspruch nach Abschnitt I Ziff° 4 Satz 2 des Verbesm

serungserlasses hatte° Die Ansicht der Revision9 freiwillig

Versicherte hätten nach ihrem Ausscheiden keinen Anspruch

auf Krankenpflege mehr, trifft nicht zug Der Hinweis der

Revision auf die grundsätzlichen Entscheidungen (GE) des

Reichsversicherungsamts (BVA) Nr„ 2444 (AN 4945‚ 762) und

Nro 5472 (AN 4928„ 485) vermag eine andere Beurteilung der
Rechtslage nicht zu rechtfertigen„ Beide Entscheidungen

befassen sich nur mit der Ausnahmeregelung des % 244 RVG

für Versicherte„ die wegen Erwerbslosigkeit ausscheideno

Die aus dieser Sachvoraussetzung abgeleitete Folgerung‚

% 244 RVO gelte nur für Versicherungspflichtige‚ läßt

sich aber keineswegs auf die ohne jede Einschränkung ge“
troffene Regelung in Abschno I Nr° 4 des Verbesserungs—

erlasses übertrageno Ebensowenig berührt die Grundsätzliche

Entscheidung Nr° 5542 (AN 4945, 524) den vorliegenden Sach—

verhalt; diese Entscheidung betrifft nur den nach damaligem

Recht möglichen Sachverhalt‚ daß sich ein als Rentner für

den Fall der Krankheit Versicherter von der durch Ausübung

einer Beschäftigung begründeten Versicherungspflicht be—

freien ließ° Hingegen steht die Regelung über die Gewährung
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von Krankenpflege an ausgeschiedene Mitglieder (Abschn„

I Nr° 4 des Verbesserungserlasses) in Parallele zu

einer anderen Regelung des Verbesserungserlasses
‚_

(Abschn° I Nr° 6 Buchst‘) a), nämlich der über die mit-
gliedschaftserhaltende Wirkung der Gewährung von '

Krankengeld oder Krankenhauspflege, bei der fest—

steht‚ daß sie sowohl für Pflichtmitglieder als auch

freiwillige Mitglieder gilt (vgl° Peters, Handbuch
der Sozialversicherung, 460 Aufl„ 5 544 EVOAnm„
5 a)° Demnach hatte die Beigeladene Ko in der Zeit

vom 94 April bis 54° Juli 4964 Anspruch auf den Ab—
geltungsbetrag für Krankenpflege nach Abschno III des

Verbesserungserlasses°

Für die Zeit vom 4° August 4964 an galt das neue Recht

(5 485 Abso 2 BVG idF des genannten Leistungsverbesse—
rungsG vom42° Juli 4964 i°V„mo Abschn° I Nr° 2

Buchst° b des Verbesserungserlasses), das auch alte,

am 54° Juli 4964 noch nicht abgeschlossene Versiche—

rungsfälle erfaßte, und zwar auch dann, wenn — wie im

vorliegenden Fall - die Mitgliedschaft vor dem 40

August 4964 beendet war (BSG 22, 445}() Demnach hatte

die AOK vom 4° August 4964 an jedenfalls für die hier
streitige Zeit, d°h„ bis zum Ablauf von 26 Wochen nach

dem So April 4964, wieder Krankenhauspflege zu gewähren°

Entsprechend erhöht sich der Ersatzanspruch des

klagenden Sozialhilfeträgers nach dem Halbierungs—

erlaß i„v„m° @@4554, 1535 Nr° 2, 1524 Abso 4 Satz
2 bis 4 BVD (vgl° BSG 9, 442, 425)°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 Abs„ 4 und

4 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

